
Konzepte zur Integration

Unter den Erneuerbaren Energie-
quellen (EE) haben Windenergie-
anlagen (WEA) in den letzten Jahren
eine beispiellose technische Ent-
wicklung vollzogen. Sie sind auf dem
besten Weg, trotz einiger Schwä-
chen, Kraftwerke zu ersetzen. Aller-
dings fehlte bisher ein technisches
und wirtschaftlich untersetztes Kon-
zept zur Integration leistungsstarker
und zunehmend auch küstennaher
Windparks in das deutsche Verbund-
netz und in den zentralen Kraft-
werkspark der Zukunft. Erst im
Sommer 2003 startete das Projekt
„Energiewirtschaftliche Planung für
die Netzintegration von Windenergie
in Deutschland an Land und Off-
shore bis zum Jahr 2020“. Erarbei-
tet wurde die dena-Netzstudie durch
das Energiewirtschaftliche Institut
an der Kölner Universität und ein
Konsortium aus drei deutschen
Netzbetreibern sowie dem deut-
schen Windenergie-Institut. Beteiligt
waren ferner Vertreter der WEA-
Branche, VDMA, VDEW, ZVEI sowie
Bundesumwelt- und Bundeswirt-
schaftsministerium.

500 Seiten für die Politik

Die Erarbeitung eines brauchbaren
Konzepts erwies sich als schwierig.
Mehrfach wurde der Termin verscho-
ben, zu dem die dena-Netzstudie in
einer Endfassung der Öffentlichkeit
präsentiert werden sollte. 
Ende Februar stellte die dena nun-
mehr einen 500-seitigen Abschluss-
bericht vor, der allerdings einer spä-
teren Ergänzung bedarf. Damit liegt
ein Dokument vor, das die notwen-
digen politischen Entscheidungen
ermöglicht.
Ein Ausgangspunkt für die Studie
war die Umgestaltung des zentralen
Kraftwerksparks, der ohnehin aus
Altersgründen in wesentlichen Tei-
len erneuert werden muss. Nötig ist
auch der Ersatz der Kernkraftwerke,
die bis 2020 stillgelegt werden. Als
feste Position gilt dabei nach Vorga-
ben der EU eine 20 %ige Abdeckung
des Strombedarfs aus EE. Die
Studie geht davon aus, dass dieser
Prozentsatz zwischen 2015 und
2020 erreicht werden kann. In Teil 2
der dena-Netzstufe wird der Zei-
traum bis 2025 untersucht.
Schwerpunkt der EE ist in der Studie

die Windenergie. Dabei gingen die
Experten von einem prognostizierten
Anstieg der installierten Windener-
gieleistung bis zum Jahr 2015 von
26,26 GW „onshore“ und 9,8 GW
„offshore“ aus. Einbezogen wurde
die Leistungserhöhung durch Ersatz
alter WEA sowie die Erschließung
ertragsreicherer Standorte in Nord-
und Ostsee.
Wichtiger Bestandteil der Studie war
der Grobentwurf eines 380-kV-Hoch-
spannungsnetzes, das die küsten-
nah erzeugte Energie verlustarm in
die Nähe der Verbraucherschwer-
punkte transportiert. Erforderlich
sind eine Verstärkung des 380-kV-
Netzes auf 400 km und ein 850 km
langer Neubau. Die Kosten für die-
ses Netz werden mit 1,1 Mrd. Euro
beziffert.

Regel- und Reserveleistung 

Insgesamt verändern die vorgestell-
ten Installationen nicht das bisheri-
ge Niveau der Versorgungssicher-
heit. Die diesbezüglichen Unter-
suchungen zeigten aber, dass bei
bestimmten Fehlerszenarien durch-
aus kritische Betriebssituationen
eintreten können, so u. a. wenn gro-
ße Windenergieleistungen vom Netz
gehen. Zur Lösung dieser Problema-
tik werden technische Maßnahmen
im Netz und für WEA vorgeschlagen,
bei deren Umsetzung die System-
sicherheit auch in kritischen Situa-
tionen gewährleistet bleibt. Nicht
auszuschließen ist die Umrüstung
älterer WEA.
Wie nicht anders zu erwarten, führt
der weitere Ausbau zu erhöhten An-
forderungen an die Bereitstellung
von Regel- und Reserveleistung.
Dieser Bedarf wird weiterhin durch
bestehende fossil befeuerte sowie
Pumpspeicher-Kraftwerke abge-
deckt. Im Zuge der Erneuerung des
Kraftwerksparks sollen zukünftig
stärker als bisher die reaktions-
schnellen Gasturbinenkraftwerke
zum Einsatz kommen. 
Mehrere Szenarien erlauben die
Auswahl zwischen Stromversor-
gungssystemen, die im Jahr 2015
zwischen 20 und 40 Mio. t C02-
Emissionen vermeiden. 
Zu wünschen ist, dass die Entschei-
dungshilfe bald genutzt wird und
dass der 2. Teil der Studie die Ergeb-
nisse nicht wieder in Frage stellt.
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Neues Energierecht für den
liberalisierten Strommarkt

Seit Jahren befindet sich die Ener-
gieversorgung in einem Wandel, der
vor allem mit Klimaschutz begründet
wird, aber insgesamt mehrere Ursa-
chen hat. Dazu zählt in erster Linie
die Liberalisierung des Strommark-
tes, der inzwischen Strom ähnlich
wie Handelsware anbietet. Aller-
dings ist es bisher nicht gelungen,
den Strompreis wie gewünscht
dauerhaft zu reduzieren. Um den
Wettbewerb zu intensivieren, ist in-
zwischen die weitere „Entflechtung“
der immer noch als „natürliche
Monopole“ bezeichneten Energie-
konzerne und Stadtwerke europa-
weit eingeleitet worden. Ziel dieser
unter dem Begriff Unbundling (Ent-
bündelung) laufenden Veränderun-
gen ist auch die räumliche und per-
sonelle Trennung von Netzbereich
und Stromerzeugung. Um Interes-
senkonflikte zu vermeiden, sind sie
darüber hinaus rechtlich, organisa-
torisch, informell und buchhalterisch
zu trennen. Abschlusstermin für
diese Entflechtung ist in Europa der
1.7.2007.
Eine weitere, ebenfalls von der EU-
Kommission in Brüssel festgelegte
Aufgabe zur Entwicklung des liberali-
sierten Strommarktes ist der Aufbau
von Regulierungsbehörden, die Kos-

ten- und Preisentwicklung überwa-
chen. Das gilt nunmehr auch für
Deutschland, das in der Vergangen-
heit diese Überwachung im Einver-
nehmen zwischen Energiewirtschaft
und Bundesregierung durch die
VDEW-Verbändevereinbarung (aus-
gearbeitet von den Organen der
Energiewirtschaft) ersetzt hat. Inzwi-
schen wurde nach intensiven Aus-
einandersetzungen und mit Unter-
stützung des Bundeswirtschafts-
ministers auch dieses Problem
weitgehend geklärt. Deshalb erwar-
ten die Beteiligten, dass die Regulie-
rungsbehörde zügig die Arbeit auf-
nimmt. Sie wird vom gleichen Chef
geleitet, der seit mehreren Jahren
die Regulierungsbehörde für Tele-
kommunikation und Post (RegTP) lei-
tet und dort Beiträge zur Reduzie-
rung der Gebühren durchgesetzt hat.
Allerdings erwarten die Experten,
dass Strompreisreduzierungen wenn
überhaupt erst in einigen Jahren
möglich sind. Begründet wurde das
unlängst auf der 12. Handelsblatt-
Jahrestagung in Berlin, die sich
unter anderen mit Fragen des Ener-
gierechts beschäftigte. Dort gab es
Übereinstimmung zu der Frage,
dass zunächst ein mindestens zwei-
jähriges Anreizprogramm notwendig
ist, um die Übersicht zu gewinnen.
Letztlich handelt es sich bei der
Energiewirtschaft auch weiterhin um

Elektropraktiker, Berlin 59 (2005) 4248

BRANCHE AKTUELL

Energiemix und neue 
Versorgungsstrukturen
Auch im vergangenen Jahr hat sich der Wandel des europäi-
schen Strommarkts fortgesetzt. Das betrifft sowohl seine 
Liberalisierung als auch den Übergang zur klimafreundlichen
Stromerzeugung. 2005 werden ein aktualisiertes nationales
Energierecht und Fortschritte auf dem Weg zum Energiemix 
der Zukunft erwartet.
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Weltenergieverbrauch bis 2060
Szenario: nachhaltiges Wachstum

➊ Eine Shell-Studie geht davon aus, dass die Weltbevölke-
rung bis 2050 sich mindestens verdoppelt.
Verbunden damit ist eine Erhöhung des Energiebedarfs auf das zwei-
bis dreifache. So sind heute immer noch ca. 2 Mrd. Menschen ohne
Stromanschluss und 60 % der Weltbevölkerung lebt in absoluter Armut. 

Windkraft im Verbundnetz
Aus Sicht der Energiewirtschaft war die Einbindung von Wind-
energie in das deutsche Verbundnetz bisher ein ungelöstes 
Problem. Eine Studie der dena gibt eine erste Antwort.


